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Tinksregierung in Frankreich
Das Kabinett Steeg gebildet

WTB . Paris , 1Z. Dez. <Tel .). Um 2.20 Uhr früh , als»
8.20 Uhr deutscher Zeit, ist das Ministerium Steeg
endgültig gebildet worden. Wie Havas mitteilt , setzt sich das
Kabinett wie folgt zusammen :

Ministerpräsidium und Kolonien : Steeg , Senator (Radikal ),
Inneres - Le»gues, Abgeordneter (Linksrepublikaner ) ,
Justiz : Cheron . Sencktor, (Republikanische Vereinigung ) ,
Auswärtiges : Briand . Abgeordneter (Sozialrepublikaner ) ,
Finanzen : Germain Marti », Abgeordneter (Radik. Linke),
Budget : Palmiie . Abgeordneter (Sozialrepublikaner ) ,
Krieg : Louis Barthon , Senator (Demokratische und Radi -

kale Vereinigung ) ,
Marine : Albert Sarraut , Senator (Radikal ),
Öffentlicher Unterricht : Chautcmps , Abgeordneter (Radikal ) ,
Öffentliche Arbeiten : Daladier , Abgeordneter (Radikal ) ,
Nationale Wirtschaft (Handel und Industrie ) : Loucheur,

Abgeordneter (Radikale Linke) ,
Landwirtschaft : Victor Höret, Senator (Demokratische und

radikale Vereinigung ),
Arbeit : Grinda , Abgeordneter (Linksrepublikaner ) ,
Pensionen : Thoumyre , Abgeordneter (Linksrepublikaner ) .
Luftfahrt : Paiuleve , Abgeordneter (Sozialrepublikaner ) ,
Handelsmarine : Danielon , Abgeordneter (Radikale Linke) ,
Post und Telegraphen : George Bonnet , Abgeordneter (Ra¬

dikali,
Gesundheitspflege : Quouille , Abgeordneter , Radikal .
Das neue Kabinett umfaßt insgesamt 30 Mitglieder gegen

84 des vorangegangenen Kabinetts Tardieu , und zwar : 18
Minister und 12 Unterstaatssekretäre , 6 Senatoren und 24
Abgeordnete. Die -Regierung wird voraussichtlich am kommen-
den Dienstag vor dem Parlament erscheinen.

Ist das Kabinett Steeg lebensfähig ?
CNB . Paris , 13. Dez. (Priv .-Tel . ) Das Kabinett Steeg ist

eine Miudrrheitsregierung . Wenn ihm auch von der Fraktion
der Linksrepublikaner fünf Minister angehören , so kann es
doch nicht mit sämtlichen Stimmen dieser Partei rechnen, so-
lange es ihm nicht gelingt, den Widerstand Tardieus zu bre-
chen . Im Senat hat das Kabinett nichts zu befürchten, da es
dort über die absolute Mehrheit verfügt , besonders, da sich
ein Mann wie Cheron, der lange Zeit Vorsitzender der Frak -
tion Poincarös war , sich bereit gefunden hat , in das Kabinett
einzutreten . Loucheur dürfte als Handelsminister wenigstens
den Versuch machen , den Gedanken einer europäischen Union
dadurch zu fördern , daß er ihm, wenn irgend möghch , eine
wirtschaftliche Grundlage schafft .

Über die Lebensfähigkeit dieses Ministeriums schon zetzt
etwas zu sagen, wäre verfrüht , aber immerhin darf man be»
tonen , daß die letzten acht Tage der Ministerkrise viele Par -
lamentarier davon überzeugt haben, dag die Diktatur der
Parteien ein Verhängnis für die innerpolitische Entwicklung ist.

Von solchem Standpunkt aus gesehen , darf das Kabinett
Steeg begrüßt werden. Es war ein offenes Geheimnis , daß
Briand im Kabinett Tardieu bei der Fortentwicklung seiner
Verständigungspolitik und bei der Aufrollung der Frage der
Schaffung einer europäischen Union auf Widerstände gesto -
^

Mit
^

diesen Widerständen hat er setzt nicht mehr zu rechnen.
Briand kann, wenn er will, mit diesem Kabinett eine mutige
Handlung dadurch vollziehen, daß er die Stockung, die in der
deutsch -französischen Verständigung festzustellen ist. beseitigt.
Es sind also mit dem heute nacht geboreneil Kabinett Steeg
wohl Hoffnungen dafür vorhanden , daß die Persönlichkeit
Briands sich stärker zur Geltung bringen wird , als dies unter
der Herrschaft Tardieus in den letzten Monaten möglich war .

.Journal " schreibt : Auf den ersten Blick handelt es sich um
ein Linkskabinett, das nicht ohne Unterstützung der « oziallsten
wird bestehen können. Die Mitarbeit weniger Personlichkelten
der Mittelgruppe wird nicht genügen, dem Kabinett den Cha-
rakter einer wirklichen Konzentration zu geben. Die Mehr -
heit. auf die es sich stützen wird, dürfte äußerst gering und
zweifelhaft sein, wenigstens für den Anfang . DaS erste Zu -
sammentreffen mit der Kammer dürfte hart fein.

„Figaro " erklärt : Die Zukunft Frankreichs würde sich trau ,
ria anlassen, wenn man nicht die Gewißheit hätte , daß die
Mehrheit bald die Offensive wieder aufnehmen und dieses
Linkskabinett zertrümmern wird.

Außenminister vr Curtios, der. wie gemeldet . Anfang nach-
ster Woche nach Ostpreußen fährt , wird versuchen, noch eine
Reise nach Oberschlesien zu unternehmen , um vor der Genfer
Ratstagung persönlich die Verhältnisse in ^ Grenzgeb .etzu
prüfen . — Der Präsident der Gemilchten Oberkommission für
Oberschlesien. Calonder , hält sich »ur Zeit in Genf auf und
reist als heute morgen wieder nach Oberfchlesten zurück .

Industrie und AgrarMe . Der Reichspräsident empsing am
Freitag eine Abordnung des Reichsverbandes der Deutschen
Industrie , die ihm ihre Sesocgn.sse wegen Gesah^ ung der de t.
schen Handelspolitik durch zu weitgehende Zollschutzmaßnah-
men sür landwirtschaftliche Beredelungsprodukte vortrug .

» erbot aufreizender Plakate. Dem Beispiel der Rhempto-
vinz und der Provinz Hessen -Nassau folgend, bat nunmehr
auch der Oberpräsident der preußischen Provmz Sachsen da»
Anschlagen von Plakaten , deren Inhalt die öffentliche Sicher¬
heit und Ordnung gefährdet , verboten . Auch we Verwendung
der roten Farbe für Plakate, d,e nicht amtliche Bekanntmachun -
gen enthalten , wurde verboten.

Entschädigung deutscher Pateutinhaber. Auf Grund des
Freigabegesetzes erkannte Schiedsrichter R-m.^ w .e aus Wa -
shington gemeldet wird , auf Entschädigung deutscher Patent -
inhaber in Höhe von insgesamt 492 000 Dollar .

Letzte Nachrichten
Schiedsspruch im Reichsbahntarifstreit

Die 48-Stundenwoche
WTB . Berlin , 13. Dez. (Tel . ) In dem Tarifstreit bei der

Reichsbahn wegen der Arbeitszeit ist heute morgen um 1 Uhr
nach dreitägiger Verhandlung von dem Vorsitzenden der
Schlichterkammer. Vortragenden Rat Dr. Völckers , ein Schieds¬
spruch verkündet worden.

Der Schiedsspruch sieht die Herabsetzung der Arbeitszeit auf
48 Stunden wöchentlich für verschiedene große Gruppen von
Reichsdahnarbeitern vor. Insbesondere kommen die Bahn -
Unterhaltungsarbeiter und die Arbeiter der Ausbesserungs -
Werkstätten in Betracht. Von dieser Regelung werden etwa
180 000 Arbeiter erfaßt . Wegen weiterer Gruppen von Ar-
beilern hält die Schlichterkammer Besichtigungen und weitere
Nachprüfungen für erforderlich. Diese weiteren Verhandlun -
gen sollen Ansang Januar stattfinden .

Die Schlichterkammer hat in ihrem Schiedsspruch vorgeschla -
gen, die bisherige Arbeitszeitregelung allgemein bis zum 15.
Januar 1931 zu verlängern, um Zeit für die weiteren Ber -
Handlungen zu haben.

Ann » Polizeistreit in Thüringe «
WTB . Weimar , 13. Dez. (Tel . ) In der heutigen Sitzung

des Thüringischen Landtags wurde die Entschließung der Na-
tionalsozialisten angenommen . Darin werden die angeblichen
Versuche des Reichsbanners und seiner Auftraggeber , Beamte
der thüringischen Schutzpolizei zu Bespitzelungen zu mißbrau -
chen. und die Art und Weise , wie der Reichsinnenminister in
der Polizeiangelegenheit sich solcher Elemente bedient habe,verurteilt . Am Schluß der Entschließung wird an die thürin -
gische Bevölkerung, insbesondere an die thüringischen Beamten ,
appelliert , in Zukunft derartige Machenschaften mit der thürin -
gifchen Regierung gemeinsam abzuwehren.

Revolte in einer norvspanischen Garnison
Anch die Zivilbevölkerung beteiligt

WTB . Paris , 13. Dez. (Tel .) Gestern vormittag meuterte
die etwa 1500 Mann starke Garnison der nordspanischen Stadt
Jaca. Der Militärgouverneur der Provinzhauptstadt HueSca
und sein Adjutant , die den Aufständischen entgegengefahren
waren , sollen gefangen genommen worden fem. ebenso der Erz«
bischof von Jaca . Der Fliegermajor Francs soll an dem
Aufstand beteiligt sein .

In Madrid wird dazu mitgeteilt : Die Regierung hat den
Vormarsch auf Jaca angeordnet und ist entschlossen« die Schul -
digen unbarmherzig zu bestrafen. Der Aufstandsversuch bleibt
vollkommen örtlich beschränkt . Überall in Spanien herrscht
Ruhe . Die Aufständischen in Jaca bemächtigten sich der Last-
kraftwagen und der Automobile, die sie fanden , und mar -
schierten am Nachmittag nach der Provinzhauptstadt Huesca .
Sie wurden jedoch von Kräften , die den Engpaß von Aherbe
(ungefähr 25 Kilometer nordwestlich Huesca) besetzt haben , in
ihrem Vormarsch aufgehalten .

*
WTB . Paris , 13. Dez. (Tel .) Nach einer Meldung des

„Matin ", soll sich die Zivilbevölkerung von Jaca der auf -
ständischen Garnison angeschlossen haben. Die Regierung
hoffe, die Aufstandsbewegung innerhalb von 48 Stunden
niederschlagen zu können . Sie habe Truppen aus Sara -
gossa, Huesca und selbst aus Madrid nach dem Schauplatzdes Aufstandes abkommandiert.

Zahlungseinstellung amerikanischer Banken
Eine Anzahl weiterer amerikanischer Banken hat am Frei -

tag nach der Abhebung der Depots ihre Schalter geschlossenund zwar in Throns in Pennsylvanien die Farmers and Mer -
chands National in Christopher in Illinois , die ChristopherState Bank, in Ashville in Nordkarolina die Bank of West-
Ashville . Die letztere ist die fünfte Bank in Rordkarolina , die
innerhalb von 3 Wochen geschlossen wird. Die Mechanics Said -
Bank in Raleigh teilt mit, daß vor Ablauf eines Monats keine
Abhebungen mehr erfolgen können .

Der Berliner Filmkrieg
Die Berliner Nationalsozialisten veranstalteten am Freitag -

abend Massenkundgebungen in der Hasenheide und dem Krie -
gervereinshause , wo vr . Wöbbels sprach .

Er erklärte , daß das Verbot des Films als Erfolg der na-
tionalistischen Straßendemonstration zu buchen sei. Man habe
sich in diesem Kampfe nur legaler Mittel bedient. Er wisse ,
daß im preußischen Innenministerium erwogen worden sei,
Führer der Rationalisten umzulegen. ( ? ) Wenn die Massen füh-
rerlos würden , würde aber der Kampf nicht legal weitergeführt
werden.

*
Die Filmoberprüfstelle Berlin hatte sich am Freitag mit den

Anträgen Bayerns, Badens , Württembergs und Thüringens
zu beschäftigen , durch die der Widerruf der Zulassung des
Films „Zyankali " verlangt wurde . Dieser Film ist bereits
viermal von der Filmprüfstelle zensiert worden, und zwar
zuletzt von der Filmoberprüfstelle wegen Gefährdung der öffent -
lichen Ordnung und verrohender und entsittlichender Wirkung
verboten worden. Er war dann von der Atlantis -Filmgesell -
schaft in neuer Fassung vorgelegt und so schließlich freigegebenworden. Die neuen Anträge der vier Länder richteten sich
nun erneut gegen diese abgeänderte Fassung, und zwar beton-
ten die Vertreter der Antragsteller , daß der Gesamteindruck
des Bildstreifens immer noch auf den gewöhnlichen Beschauer
entsittlichend und verrohend wirken müsse . Die Filmoberprüf -
stelle kam zu einer Abweisung der Anträge auf Widerruf und
bestätigte die Entscheidung der Filmprüfstelle.

* Zm politischen Tage
Neue Sorgen

Der Reichstag hat sich gestern bis zum 3 . Februar ver -
tagt . Die politischen Weihnachtsferien haben damit aber
noch nicht begonnen . Für die Reichsregierung und die
Ausschüsse ergibt sich die Notwendigkeit neuer und sofor -
tiger Arbeiten und Entschlüsse. Noch sind die Probleme
des Preis - und Lohnabbaus nicht völlig geregelt . Im
Auswärtigen Ausschuß wird am Donnerstag Graf Bern -
storff über die Genfer Verhandlungen Bericht erstatten .
Alles aber wird überschattet durch die Sorge um die wei -
tere Balancierung des Etats , durch die Sorge um die
Sanierung der Wirtschaft und die nur mit einer solchen
Sanierung zu erreichende Verminderung der Arbeits -
losigkeit .

Die Deutsche Bolkspartei geht davon aus , daß der vor -
liegende Etat für 1931 nur auf dem Papier ausbalan -
ciert sei. Die Einnahmen seien zu hoch angesetzt. Man
werde mit sehr erheblichen Steuerausfällen zu rechnen
haben . Aus diesen Gründen hat die Deutsche Volkspartei
von der . Reichsregierung gefordert , daß sie dem wieder -
zusammentretenden Reichstag im Februar einen Ergän -
zungsetat vorlegt , durch den weitere 300 Millionen Aus -
gaben gespart werden . Nur um solche Ersparnismaßnah -
men könne es sich handeln , da eine neuerliche Anziehung
der Steuerschraube unmöglich sei . Wie aus den Erklärun -
gen der Deutschen Volkspartei hervorgeht , will die Par -
tei „alle politischen Konsequenzen ziehen "

, wenn ihr An -
trag von der Reichsregierung nicht berücksichtigt werden
sollte -

Dieser Antrag verdient natürlich alle Beachtung . Aber
die Deutsche Volkspartei würde sich ein großes Verdienst
an unseren Finanzen erwerben , wenn sie gleichzeitig auch
praktische Vorschläge machen würde , wie jene 300 Millio -
nen Reichsmark zu sparen sind. An den sachlichen Aus -
gaben kann in nennenswerter Weise nicht mehr gespart
werden , ohne die Erfüllung der wichtigsten Aufgaben zu
gefährden . Gespart werden kann nur bei den personelle «
Ausgaben . Daß Ersparnisse dieser Art dringend geboten
sind , ist schon häufig genug betont worden . Und zwar mit
der Begründung , daß unser Verwaltungsapparat viel zu
groß ist, aus den Erträgnissen der Wirtschaft nicht mehr
erhalten werden kann und deshalb wieder auf einen ver -
nünftigen Stand gebracht werden muß . Die Frage ist nur
die , wie das zu geschehen hat . Falls auch die Deutsche
Volkspartei der Meinung sein sollte, daß die 300 Millio -
nen Reichsmark nur auf dem Gebiet der personellen Auf -
Wendungen erspart werden können , wird sie um die Ver -
pflichtung nicht herumkommen , selber genaue Vorschläge
zu machen , selber gangbare Wege zu zeigen .

Häßliches aus dem Reichsparlament
Bevor das Reichsparlament sich vertagte , hat es noch

eine Reihe von Sitzungen erleben müssen, die seinem An -
sehen gewiß nicht , genützt haben . Schuld daran waren
die Parteien , die erklärtermaßen das Parlament über -
Haupt nur als Durchgangsstation , als Mittel zum Zweck
betrachten . Kommunisten und Nationalsozialisten haben
sich in Kundgebungen überboten , um das Verhandlungs -
Niveau des Reichsparlaments immer weiter herabzudrük -
ken . Auf die Dauer wird man dieser Taktik , die zweifel»
los darauf hinausläuft , die schon an und für sich überaus
ernste Situation innerhalb und außerhalb des Parla -
ments noch weiter zu verwirren , nicht ruhig zusehen kön»
nen .

Was speziell die Nationalsozialisten betrifft , so hat sich
gestern auch der neue Führer der Deutschen Volkspartei ,
Abgeordneter Dingeldey , mit ihrer Politik beschäftigte
Er ist bei seiner These geblieben , daß man versuchen
müsse , die wertvollen nationalen Kräfte , die in dieses
Partei vorhanden seien , für den Aufbau des Staates nutz-
bar zu machen . Er hat aber hinzugefügt , augenblicklich
müsse die Möglichkeit , daß die Nationalsozialisten ernst-
lich die Verantwortung mitübernehmen , sehr skeptisch be-
urteilt werden , da man nicht erkennen könne , daß sich
diese Partei überhaupt von einer einheitlichen staatspoli¬
tischen Idee leiten lasse.

Das Verhalten der Nationalsozialisten im Reichspar -
lament war in der letzten Zeit allerdings so, daß diese
Skepsis des Herrn Dingeldey nur zu sehr gerechtfertigt
erscheint . In ihrem Verhalten offenbart sich eine Unklar -
heit der Ziele , die grade in diesem Augenblick außeror -
dentlich bedenklich ist. Noch immer weiß man nicht, wie
denn nun eigentlich die Partei zu der Frage „Kapitalis -



mus oder Sozialismus ? " fteEjt- Bald wird der kapital !-
stische , bald der sozialistische Charakter unterstrichen . Die
gestrige Sitzung des Reichstags war jedensalls durch
überaus leidenschaftliche Polemiken der nationalsozialisti -
scheu Sprecher gegen die kapitalistische Wirtschastsord -
nung gekennzeichnet . Eigentümlich muß die Tatsache be-
rühren , daß die Nationalsozialisten vor einigen Tagen
gegen die Herabsetzung der hohen Pensionen stimmten ,
gestern aber den kommunistischen Antrag auf Gewährung
einer Weihnachtsbcihilfe von 40 JM an die Erwerbslo¬
sen, Sozial - und Kleinrentner , unterstützten , einen An -
trag , dessen Annahme nach den Worten des Reichsfinanz -
Ministers ungefähr 330 Millionen Reichsmark gekostet
hätte .

Wahrscheinlich ist das , was die Nationalsozialisten im
Reichsparlament treiben , nichts anderes , als nackte Agi -
tationspolitik . Wenn die Partei eine solche Politik für
ihre eigenen Interessen als nützlich betrachtet , so mag
sie das immerhin tun . Für die Zwecke der Staatspolitik
kommt allerdings eine solche Taktik ernstlich nicht in Be -
tracht . Die Not der Zeit fordert von einer jeden Partei ,
daß sie sich irgendwie in den Dienst einer wirklichen
Staatspolitik stellt , mag sie dabei nun von diesen oder
jenen Auffassungen ausgehen . Eine jede Kritik muß ir -
gendwie förderlich sein, sie muß Auffassungen enthalten ,
die sich im gegebenen Falle verwirklichen lassen , sie muß
von einer positiven Gesamtidee getragen sein . Und diese
positive Gesamtidee wird in wirtschasts - und sozialpoliti -
scher Hinsicht jedenfalls bei den Nationalsozialisten ver -
mißt .

Es erregt bezeichnenderweise geradezu Aufsehen , wenn
in irgendeinem Parlament ein nationalsozialistischer Ab-
geordneter seme Anschauungen und Wünsche in ruhiger
und begründeter Weise vorträgt . Gestern ist das im
Rechtspflegeausschuß des Badischen Landtags geschehen,
als die Aufhebung des Uniformverbotes von national -
sozialistischer Seite verlangt wurde . Auch der Jnnenmini -
ster hat die ruhige und sachliche Begründung des Antrag -
stellers anerkannt und erkennen lassen, daß eine solche
Art der Begründung noch am ehesten für den Antrag
spreche. Leider seien aber die Verhältnisse zur Zeit immer
noch so, daß es bei dem Verbot bleiben müsse , wenn auch
die Regierung selber den Wunsch hege, daß das Verbot
baldigst wieder aufgehoben werden könne .

Filmverbote
Die Ereignisse , die sich in den letzten Wochen auf dem

Gebiete der Filmzensur in Berlin abgespielt haben , gehö-
ren gleichfalls zu dem Kapitel „Unerfreuliches ". Wir
wissen nun , daß das Reichswehrministerium , daß Außen -
Ministerium und das Reichsinnenministerium die Auf -
führung des amerikanischen Tendenzfilms „Im Westen
nichts Neues " nicht gewünscht haben . Wenn in einem
Kriegsfilm das Menschliche in objektiver Weise geschildert
wird , wird auch vom nationalen Standpunkt aus kaum
dagegen etwas einzuwenden sein . Wenn aber ein Film
vorgeführt wird , in welchem sich die jungen Soldaten
unserer Gegner höchst heldenhaft betragen , junge deutsche
Soldaten aber als nervenschwache Feiglinge charakteri -
siert werden , dann ist es doch klar , daß ein solcher Film
vor einem deutschen Publikum nicht gespielt werden darf .
Und es ist bedauerlich , daß es erst riesenhafter Demon -
strationen von nationalsozialistischer Seite und langwie -
riger Beratungen bedurfte , um das Verbot dieses Films
zu erreichen .

Das Verbot ist nun ausgesprochen , und schon haben wir
eine neue Filmaffäre . Die Ailmprüfstelle hat den Kob »
lenzer Stahlhrlmsilm verboten . Das Merkwürdige ist,
daß der Vorsitzende der Filmprüfstelle selber gegen diese?
Spruch Beschwerde bei der Filmoberprüfstelle eingelegt
hat . Er ist von seinen Beisitzern überstimmt worden . Die
gutachtlich gehörten Sachverständigen des Reichswehrmi -
nisteriums , des Reichsaußenministeriums und des Reichs -
innenministeriums hatten gegen die Zulassung des Stahl -
Helmfilms keine Bedenken vorgebracht .

Man gewinnt den Eindruck , als ob die Beisitzer nach
dem Wort Fritz Reuters verfahren wollten : „Haust Du
meinen Juden , hau ich deinen Juden ! " Wird ein pazisi -
stisch eingestellter Film , wie der von Remarque , ver -
boten , dann mutz jetzt auch der Stahlhelmfilm verboten
werden . Man vergitzt dabei nur das eine , daß es ja nicht
die gegen den Krieg gerichtete Tendenz jenes amerikani -
schen Films gewesen ist, welche die Empörung,hervorrief ,
sondern die Tatsache , daß der deutsche Soldat hier in ein -
seitiger Weise verunglimpft wurde .

Konflikt zwischen Regierung und ostpreußischer Landwirt -
schaft . Der Oberpräsident in Königsberg hat mit Rücksicht auf
Vorfälle bei der Sitzung des Landwirtschaftlichen Zentralver -
eins Jnsterburg , in deren Verlauf Vertreter der Regierungs -
behörden die Sitzung verließen , angeordnet , die Beziehungender preußischen Staatsbehörden zu dem Landwirtschaftlichen
Zentralverein Jnsterburg sofort abzubrechen .

Im deutschen Kalibergbau haben die Arbeitgeber nunmehrden Lohn - sowie den Manteltarifvertrag gekündigt . Die Ver -
Handlungen sind erst im Januar zu erwarten . ,

Kündigung des Manteltarifs im Baugewerbe . Die Arbeit -
geberverbände für das deutsche Baugewerbe haben den Reichs -
manteltarisvertrag für die kaufmännischen Angestellten zum31. März 1931 gekündigt .

Der französische „Bahnschutz" ist am Freitag aus dem Saar -
gebiet abgezogen . Die etwa 250 Mann wurden in die Garni -
son ihres Regiments nach Bitsch befördert .

Wegen der Bonner Zusammenstöße wurde vom Schnellrich -ter 6 Angeklagte zu Gefängnisstrafen von 3 Monaten bis zu1 Jahr verurteilt . Ein Angeklagter wurde freigesprochen.

Der TRcicbötao in den Meibnacbtsferien
Bis zum 3. Februar vertagt

Die am Freitag , wie gemeldet , letzte Reichstagssitzung in
diesem Jahr beschäftigte sich mit den furchtbaren Grubenkata -
strophen , die in diesem Jahr in Niederschlesien , bei Aachen undim '« aargebiet so viele Opfer gefordert haben . Der Haus -
Haltsausschutz ersucht in einer Entschließung die Reichsregie -
rung , bis zu 2 Millionen Reichsmark zur Unterstützung der
Angehörigen der Opfer auszuwerfen und auf eine eingehendeUntersuchung der Ursachen der Katastrophen hinzuwirken .In der Aussprache traten die Nationalsozialisten mit fastnoch grötzerer schärfe gegen die Grubenunternehmer auf alsdie Kommunisten . Es entwickelten sich daraus , wie schon ge-meldet , so heftige Zusammenstöße , zwischen den National -
sozialisten und den Rednern des Zentrums und der DeutschenVolkspartei , datz Präsident Löbe den nationalsozialistischenAbgeordneten Dr . Leq wegen beleidigender Zurufe dreimal zurOrdnung rief und ihn dann aus dem Saal wies . Mit dieserBeratung waren auch die Anträge verbunden , die sich gegendie Stillegung der Wenzeslausgrube bei Neurode wenden . Vom
Reichswirtschaftsministeriuin wurde mitgeteilt , datz über die
Weiterführung des Betriebes verhandelt werde . Sie werdeaber nur möglich sein , wenn durch ziemlich hohe Subventionendie nötigen Sicherheitsvorkehrungen in dieser Grube getrof -
fen werden können .

Die scharfe Frontalstellung der Nationalsozialisten gegen die
kapitalistische Wirtschaftsordnung trat noch mehr als bei der
Bergbaudebatte bei der dann folgenden Beratung eines kom-
munistischen Antrages auf Gewährung einer Weihnachtsbei -Hilfe von 40 Reichsmark an die Erwerbslosen , Sozial - undKleinrentner zutage . Für diesen Antrag , der vom Haushalts -
ausschutz abgelehnt und auch von den Sozialdemokraten nichtunterstützt worden ist, setzte sich der nationalsozialistische Red -ner unter heftigen ^ Angriffen gegen die bürgerlichen Parteienein . Gegen die Stimmen der Kommunisten , Nationalsozia -
listen , der Deutschnationalen und des Landvolks wurde der
Ausschuhantrag betr . Winterhilfe abgelehnt . Angenommenwurde der Ausschutzantrag , der die Hilfe für die Opfer der
Grubenkatastrophen und eine Untersuchung fordert . Weiterwurden Anträge angenommen , in denen die Weiterführungder Wenzeslausgrube gefordert , ebenso ein sozialdemokratischerAntrag auf Vorlage eines Berggesetzes . Gegen den Willender Kommunisten , Deutschnationalen und Nationalsozialisten ,die am heutigen Samstag noch verschiedene Anträge beratenwollten , beschlotz der Reichstag , in die Weihnachtsferien zu ge-
hen , die bis zum 3. Februar dauern . Es war wohl eineFolge der im Reichstag aufgekommenen überscharfen Tonart ,wenn Reichstagspräsident Löbe am Freitag zum ersten Malein seiner langen Wirksamkeit den Reichstag in die Weihnachts -
ferien entließ , ohne dabei den Abgeordneten Glückwünsche mit
auf den Weg zu geben .

Die badiscde Vertretung in Kerlin
Die Organisation der Vertretung des Landes Baden in Ber -

lin ist durch Verordnung des Staatsministeriums vom 16. No-
vember 193» (Gesetz- und Verordnungsblatt Nr . 40 , Seite 207)neu geregelt worden . Danach besteht sie (§ 3) aus den stell¬
vertretenden Bevollmächtigen zum Reichsrat und den zugehö -
rigen Hilfsbeamten einschließlich eines Büros .

Die Aufgaben der Bevollmächtigten zum Reichsrat sind durchdie Einrichtung des 3 . Hauptorgans des Reiches , des Reichs -
rats , in den Artikeln 60—67 der Reichsverfassung gegeben . Die
Tätigkeit des Reichsrats vollzieht sich vornehmlich in den Aus -
schüssen, die in gleicher Weise wie die Vollversammlung das
ganze Jahr hindurch tagen . Sie umfaßt die eingehende Bear -
beitung der gesamten Reichsgesetzgebung — genau wie beim
Reichstag — , autzerdem obliegt dem Reichsrat die wichtige
Funktion einer Kontrolle der Reichsverwaltung . Da natur -
gemätz die ordentlichen Bevollmächtigten zum Reichsrat , fürBaden der Staatspräsident und 2 weitere Minister , sich nur
vorübergehend an wichtigsten Sitzungen des Reichsrats betei -
ligen und nicht dauernd in Berlin anwesend sein können , ist
dir Bestellung von Beamten , die stellvertretende Bevollmäch -
tigte zum Reichsrat sind, mit dem Dienstsitz in Berlin not -
wendig .

Neben den umfangreichen Arbeiten im Reichsrat erwachsen
dem Lande Baden auch Verwaltungsaufgaben gegenüber der
Reichsregierung , den Reichsministern , sowie auf dem Gebiete
der Förderung der privaten Wirtschaft des Landes . Die Er -
füllung der erstgenannten Ausgaben ist dem stimmführenden
stellvertretenden Bevollmächtigten zugewiesen , während mit der
Bearbeitung der auf dem Gebiete der Förderung der Privat -
Wirtschaft sich ergebenden Aufgaben einer der weiteren stell -
vertretenden Bevollmächtigten betraut ist . Diese letztere Auf -
gäbe wird als „wirtschaftliche Vertretung " bezeichnet .

Die stellvertretenden Bevollmächtigten zum Reichsrat sind
durch ihre Tätigkeit im Reichsrat bis zur äußersten Grenze
ihrer Leistungsfähigkeit in Anspruch genommen , besonders zu
Zeiten der Hochspannung , wie wir sie im laufenden Jahre zu
verzeichnen haben .

Das Wesen der neuen Staatsministerialverordnung vom
15. November 1930 besteht darin , datz die in Berlin ersorder -
lichen Beamten nunmehr zu einer einheitlichen Behörde zu -
sammengesatzt worden

'
sind , welche die Bezeichnung führt :

„Vertretung Badens beim Reich "
(Badische Vertretung ) . Diese

einheitliche Zusammenfassung gestattet eine bessere Ausnutzung
der vorhandenen Kräfte . Soweit die betreffenden Beamten
als Bevollmächtigte zum Reichsrat handeln , bearbeiten sie die
ihnen zugewiesenen Aufgaben unabhängig voneinander und
selbständig nach Matzgabe der Weisungen des Staatsmini -
steriums .

Zur Erledigung der Arbeiten sind Büroräume notwendig .
Das Land Baden verfügt erfreulicherweise aus früherer Zeit
über solche in einem eigenen Gebäude . Die Aufwendungen ,
welche dadurch erwachsen , stehen unter Berücksichtigung der
Berliner Verhältnisse durchaus in angemessenem Verhältnis
zu der Bedeutung der zu erfüllenden Aufgaben .

Unter den stellvertretenden Reichsratsbevollmächtigten ist
einer besonders hervorzuheben , nämlich der stimmführende
stellvertretende Bevollmächtigte . Gr hat die gleichen Ausgaben
wie die andern stellvertretenden Reichsratsbevollmächtigten , gibt

aber in der Vollversammlung des Reichsrats die Stimme »a-mens des Landes Baden ab .
Dieser stimmführende stellvertretende Reichsratsbevollmäch .tigte ist aber auch gleichzeitig der Leiter der „badischen Ver .tretung " . Ihm unterstehen insbesondere die Bürobeamtendas Kanzlei - und Hauspersonal .
Die badischen Bevollmächtigten in Berlin haben aber nichtnur Aufgaben beim Reichsrat , sondern auch beim Reich selbst,nämlich bei der Reichsregierung . Die Besorgung der Verwal -

'

tungsaufgaben bei der Reichsregierung obliegt in erster Reihedem stimmführenden stellvertretenden Bevollmächtigten . Diesesführt daher , wie bei den andern Ländern nach einer Verein ,barung zwischen dem Reich und den Ländern vom Jahre 1921,die Amtsbezeichnung „Gesandter ". Dabei besteht ttberemstim -
'

mung mit dem Reich , datz dieser Vertreter beim Reich keindiplomatischer Vertreter im Sinne des Völkerrechts ist . son-dern lediglich der Pflege der mannigfachen durch die Reichs ,
verfafsung festgelegten Beziehungen zwischen dein Reich undBaden dient . Dem bisherigen stimmführenden Reichsratsbe -
vollmächtigen wurde seinerzeit bei seiner Ernennung die
Amtsbezeichnung Gesandter verliehen ; er hat daher nach dem
Beamtenrecht einen Rechtsanspruch wie jeder Beamte auf Bei -
beHaltung feiner Amtsbezeichnung .

Der derzeitige stimmführende Reichsratsbevollmächtigte war
früher auch badischer Gesandter für Sachsen mit dem Sitz inBerlin . Die badisch - sächsischen Gesandtschaften sind aber mit
Einverständnis der beiden Länder im Juhre 1930 aufgehobenworden . Baden besitzt heute nur noch bei einem Land einen
offiziell beglaubigten Vertreter , und ' zwar bei Preutzen . Als
Gesandter fungiert wieder der schon wiederholt genannte
stimmführende stellvertretende Reichsratsbevollmächtigte .Es ist nun wiederholt die Aufhebung der badischen Gesandt «
schaft in Berlin verlangt worden . Soweit es sich hier lediglichum das Wort „Gesandtschaft " handelt , ist diesem Wunsche
durch genannte Staatsministerialverordnung entsprochen wor »
den . Die „Vertretung Badens beim Reich " (Reichsregierungund Reichsrat ) mutz bestehen bleiben , da die Reichsverfassung
dieses erfordert . Ob der Vertreter hierbei die Bezeichnung Ge .
sandter oder Ministerialdirektor führt , ist vom badischen Stand »
Punkt aus gesehen völlig belanglos , von Berliner Verhältnissenaus betrachtet aber verleiht die Amtsbezeichnung „Gesandter "
gewisse Vorrechte und Vorzüge , die sich günstig für die ba -
dische Wirtschaft auswirken .

Soweit nun der stimmführende stellvertretende Bevollmäch -
tigte noch Gesandter bei Preußen ist . entstehen dem Lande
Baden , da der betreffende Beamte doch in Berlin seinen Sitz
haben mutz , keine besonderen Auslagen . Die Vertretung Ba »
dens bei Preutzen hat aber für Baden geWitz ihre besonderenVorteile für die badischen Belange .

Nicht unerwähnt darf bleiben , datz das Dienstgebäude der
badischen Vertretung in Berlin sowohl von der preutzischen
Staatssteuer als auch von der preußischen Kommunalst «uerund Hauszinssteuer befreit ist ; aber nur aus dem einzigenGrunde , weil der Leiter der badischen Vertretung gleichzeitig
Gesandter beim Land Preußen ist. Mit der Aufhebung der
badischen Gesandtschaft bei Preutzen würde ein besondererVorteil nicht erreicht , diese Steuerpflicht würde sich aber un -
günstig auswirken . (Vgl . § 24 des Preutz . Kommunalabgabe¬
gesetzes vom 14. 7 . 3893 , Preutz . Gesetzessamml . Seite 152 und
§ 15 Abs . 1 des Preutz . Gesetzes über die Erhebung einer
vorläusigen Steuer vom Grundvermögen vom 14. 2 . 1923,
Preuß . Gesetzessammlung 1923 Seite 29 sowie Reichsgesetz über
den Geldentwertungsausgleich bei bebauten Grundstücken vom
1 . 6 . 1926 § 7 Abs . 3 Buchst , c und die Notverordnung deS
Reichspräsidenten zur Sicherung von Wirtschaft und Fwanzen
vom 1 . 12. 1930 III . Teil Kap . 2 § 3 Ziff . 6, Reichsgefetzblatt
1930 Teil I Seite 532 ) .

. Dadiscder Landtag
Aus dem Rechtspflegeausschuß

Im Ausschutz für Rechtspflege und Verwaltung wurde am
Freitag zunächst ein Antrag der Kommunisten auf Aufhebungdes sogenannten Belagerungszustandes in Baden abgelehnt .Eine lebhafte Debatte entspann sich über den Antrag der
Nationalsozialisten auf sofortige Aufhebung des Uniformver «bots . Der Berichterstatter wies darauf hin , datz das Ministe »rium sehr lange damit gewartet habe , ehe es dieses Verbot
erließ . Es liege auch heute noch keine Veranlassung vor , die -
ses Verbot aufzuheben . — Die Begründung des nationalfozia -
listischen Antrages wurde in ruhiger , sachlicher Weise gegeben .— Der Innenminister erklärte , daß die gegenwärtigen Ver -
Hältnisse eine Aufhebung des Verbotes unmöglich machten .Von einer Einseitigkeit können nicht gesprochen werden , da eS
nur darauf ankomme , den bestimmten Verwaltungszweck zu er -
reichen . Reichsbanner und Stahlhelm hätten in dieser Be «
ziehung keine Schwierigkeiten gemacht .

Nach weiteren lebhaften Auseinandersetzungen , wobei sich der
Vertreter der Wirtschaftspartei und der Sprecher der Deut -
schen Volkspartei gegen das Verbot wandten , wurde der na »
tionalistische Antrag mit 12 gegen 2 Stimmen bei 2 Stimm¬
enthaltungen (Deutsche Volkspartei ) abgelehnt .

Die Deutschnationalen hatten wie im Vorjahre wieder einen
Antrag auf Einführung der Arbeitsdienstpflicht für Jugend -
liche eingebracht. Die Mehrheit (Sozialdemokraten , Staats -
Partei und Zentrum ) versagte die Zustimmung . — Einstim¬
mige Annahme fand ein Zentrumsantrag , der bessere Schutz -
bestimmungen des Reichsspielgesetzes gegen die Gefahren für
Jugendliche fordert . Von Regierungsseite wurde dringend ein
„Vetorecht " der Länder gegen Filmaufführungen autzerhalbder rein sicherheitspolizeilichen Gründe gefordert .

Der Ncckarkanalvurckstich in Seilbronn
Von zuständiger Seite in Stuttgart wird mitgeteilt : Nach

telegraphischer Mitteilung der württembergischen Gesandtschaftin Berlin hat das Reich den Staatsvertrag über oen söge»
nannten Reckardurchstich bei Heilbronn nunmehr vorbehaltlos
genehmigt . Wenn die am Freitag , den 19. d M . . zusammen »
tretende Amtsversammlung des Bezirks Heilbronn dem Ver »
trag ebenfalls ihre Zustimmung erteilt , woran nach der Stel »
lungnahme des Bezirksrats Heilbronn nicht zu zweifeln ist.
so kann mit den Rotstandsarbeiten am Neckarkanal nach ven
Feiertagen begonnen werden . Die Neckarbaudirektion Stutt »
gart hat bereits die erforderlichen Vorarbeiten eingeleitet .



Die Gehaltskürzung der Keamten
P .A. Wie im „Staatsanzeiger "

mitgeteilt wurde , wird durchdie Verordnung des Reichspräsidenten zur Sicherung von Wirt -
schaft und Finanzen vom 1 . Dezember 1930, vom 1 . Februar1931 angeordnete Kürzung der Dienstbezüge der Reichsbeam -
ten , der Versorgungsbezüge der Wartegeld - und Ruhegehalts -
empfänger des Reichs und der Versorgungsbezüge der Hinter -
bliebenen von Reichsbeamten um 6 vom Hundert für die Be¬amten usw . des Landes , der Gemeinden (Gemeindeverbände )und sonstigen der Landesaufsicht unterstehenden Körperschaf -
ten des öffentlichen Rechts in gleicher Weise durch Landesver -
ordnung vorgenommen werden .

Zur Durchführung der Kürzungsmaßnahmen bei den Ge -
meinden , Kreisen , Körperschaften , Anstalten und Stiftungen ,ist es indes weiter notwendig , den Angestellten , deren Bezügeden Betrag von 1300 Reichsmark jährlich übersteigen (§ 3 der
Verordnung ) , auf 31. Januar 1931 erforderlichenfalls vorsorg -
lich zu kündigen , wie dies auch bei der Reichs - und Landes -
Verwaltung geschehen ist . Als Bezüge , die der Kürzung zuunterwerfen und gleichzeitig für die 1500 -Reichsmark -Grenze
maßgebend sind , gelten alle Geldbezüge , die die Angestelltenmit Rücksicht auf ihre hauptamtliche oder nebenamtliche Dienst -
leistung erhalten . Die . Kündigung ist mit einer Frist voneinem Monat zulässig , auch wenn die Kündigung nach Gesetzoder Vertrag erst für einen späteren Zeitpunkt oder überhauptnicht zulässig wäre . Durch die Kündigung , die zur Wahrungder Frist alsbald vorzunehmen ist, soll der Abschluß eines
neuen Dienstvertrages ermöglicht werden , in dem eine Kür -
zung der Dienstbezüge im gleichen Umfange vorgesehen wird ,wie sie bei den Reichs - und Landesbeamten vom 1 . Februar1931 an eintritt . In dem Kündigungsschreiben , das den An -
gestellten gegen Empfangsbescheinigung zuzustellen ist , wird
hierauf hingewiesen und weiter bemerkt , daß die Kündigung
lediglich zu dem Zwecke erfolge , die Angestelltenbezüge an die
Kürzung der Reichs - und Landesbeamten anzupassen . Mit
den Angestellten , die das Dienstverhältnis nach dem 31. Ja -
nuar 1931 fortsetzen wollen , ist die Kürzung der Bezüge vom
1 . Februar 1931 an im Rahmen des § 1 in Verbindung mit
§ 3 der Verordnung vertraglich zu vereinbaren .

Wie bei den Körperschaften , Vereinen . Anstalten und Stif -
tungen des . öffentlichen Rechts , ist die vorgesehene Kündigung
auch bei Verbänden von Körperschaften des öffentlichen Rechtsund bei Unternehmungen zulässig , deren Gesellschaftskapital
sich mit mehr als der Hälfte im Eigentum von Körperschaftendes öffentlichen Rechts befindet , ebenso bei Vereinigungen und
Einrichtungen , deren Einkünfte mit mehr als der Hälfte von
solchen Unternehmungen oder von Körperschaften des öffent -
lichen Rechts herrühren .

Soweit es sich um Angestellte handelt , die Schwerbeschädigteim Sinne des Schwerbeschädigtengesetzes (Reichsgesetzblatt1923 I Seite 57) find , bedarf es keiner Zustimmung der Haupt -
fürsorgestelle zu den Kündigungen , die nach diesem Erlaß not -
wendig werden .

Der Zweck dieser Maßnahme ist , zu vermeiden , daß die Ge »
Haltskürzungsaktion , deren Gelingen eine der wichtigsten Vor -
aussetzungen zum Preisabbau und damit zur Ankurbelung der
Produktion bildet , sich auf Beamte beschränkt und vor den An -
gestellten der öffentlichen Körperschaften usw . Halt macht .

Als Angestellte sind alle Personen anzusehen , die nicht im
Beamtenverhältnis zu ihrem Arbeitgeber stehen .

Rücktritt des Bürgermeisters Dr. Horster . Der Gemeinderat
don Waldshut hat ein Pensionierungsgesuch des Bürgermei -
flers Dr Hörster genehmigt . Die Pensionierung erfolgt auf
Grund eines von der Fürsorgekasse als Gemeindebeauftragte
eingeholten Gutachtens bei dem Direktor '£>er Heil - und Pflege¬
anstalt Jllenau , Geheimer Obermedizinalrat Dr Römer . Darin
wird festgestellt , daß Dr . Horster wegen der seit Monaten an -
dauernden persönlichen Angriffe an psychisch-nervösen Störun -
gen leide , die ihn für längere Zeit unfähig machen , sein Amt
als Bürgermeister in Waldshut auszuüben . Die Fürsorgekasse
übernimmt deshalb vorläufig die Kosten der Pensionierung .
Die neue Wahl Ws Bürgermeisters wird in der nächsten Zeit
stattfinden . Der zurückgetretene Bürgermeister Dr . Horster
stand seit dem Jahre 1924 an der Spitze der Stadtverwaltung
und hat in dieser Zeit mit Tatkraft und Weitblick die aufftre -
bende Kreisstadt am Oberrhein geleitet , und sich um 'das Auf -
blühen der Stadt sehr verdient gemacht .

Bei der Billinger Oberbürgermeisterwahl , die bekanntlich er -
gebnislos verlaufen ist. wurden auch 36 leere Zettel in der
Hauptsache durch das Zentrum abgegeben . Das Zentrum be -
gründet seine Stellungnahme damit , daß während der Amts -
zeit des 2. Bürgermeisters für die nächsten fünf Jahre eine
Besetzung der ersten Stelle nicht notwendig sei. VIllingen
könne mit einem Bürgermeister auskommen .

Für die Fortführung der Dreiseenbahn . Der Gemeinderat
von St . Blasien befaßte sich in seiner letzten Sitzung mit der
Frage der Fortführung der Dreiseenbahn von Seebrugg bis
St . Blasien , und beschloß deswegen erneut Vorstellungen be,
den zuständigen Stellen zu erheben .

Als IN neu — . .
,,O alte Burschenherrlichkeit" laufen sollte , verlangten etwa
Zill) bis 490 Studenten unter ohrenbetäubendem Lärm die
Absetzung des Films . Die Polizei konnte gegen die Masse der
Studenten nichts ausrichten . Erst als die Vorstellung abgebro -
chen wurde , entfernten sich die Studenten .

Bei Solingen stürzte ein Lastkraftwagen der Schutzpolizei
mit 23 Beamten eine Böschung hinunter . Drei Beamte erlit -
ten schwere Kopfverletzungen , zwei andere wurden leichter ver -
letzt.

In der Aachener Tagespresse ist ein ganzseitiger Nachruf
des Eschweiler Bergwerkvereins mit dem Datum vom II . 12 .
erschienen , in dem der Tod von 271 Beamten und Belrgschafts -
Mitgliedern durch die Alsdorfer Katastrophe betrauert und
u . a . erklärt wird 7 „Das Unglück verursachte über - und un -
ter Tage Zerstörungen von solchem Umfange , daß der Stand
der Aufräumungsarbeiten es uns leider erst heute ermög -
licht, den Verlust an Menschenleben vollständig festzustellen ."

"Xn Südoldenburg wurde der Sparkassendirektor der Spar -
uno Darlehnskasse Barnstorf (Hannover ), Goerke , schwer ver -
letzt in ein Krankenhaus eingeliefert . Er versuchte , sich durch
Erschießen das Leben zu nehmen , weil vor einigen Tagen bei
einer Revision in seiner Sparkasse umfangreiche Verfehlungen
entdeckt worden sind.

Der tschechische Scharfrichter Broumarfti wurde fei¬
nes Amtes enthoben , weil er den Zeitungen I
die letzten zwei Hinrichtungen in der Tschechoslowakei gegeben
und sich dabei über seine Funktion in unziemlicher Weise ge -
äußert hatte . Er schilderte die letzten Augenblicke eines Mör -

— *»*i» «inn S» ,' irk>tskarten und zahl -

Kleine Chronik
,n den Glocken-Lichtspielen in Erlangen der Tonfilm
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GeMeindetlWscdau
Wahlen in den Gemeinden

Bei der gestern abend erfolgten Wahl des Stadtverordneten -
Vorstandes in Heidelberg wurden die beiden Posten des Ob -
mannes und des stellvertretenden Obmannes von den National -
sozialisten besetzt. Außer den beiden Obmännern sind im Vor -
stand je ein Mitglied der Sozialdemokraten , des Zentrums , des
Evangelischen Volksdienstes und der Nationalsozialisten ver -
treten . Die Kommunisten hatten zum Teil die Abstimmung
versäumt und gingen dadurch leer aus , so daß die National -
sozialisten drei Sitze erhielten .

Im neuen Eberbacher Gemeinderat erhielten die National -
sozialisten , Parteilosen und Deutschnationalen 4 Sitze (bis -
her 4) , Zentrum 2 (3) , Demokraten 0 (2) , Sozialdemokraten 3
(2) , Kommunisten 1 (0 ) , Bürgerliche Vereinigung , EvangelischerVolksdienst und Schaffende Stände 2 (1) .

In Triberg ergab die Gemeinderatswahl für das Zentrum19 Stimmen , Soz . 7, Nationalfoz . 13, Kommunisten 7, Ge -
meindewirtschaftl . Ver . 13 . Die Zahl der Sitze ist folgende :
Zentr . 2 (3 ) , Soz . 1 (2) , Nationalsoz . 2 (9) , Komm . 1 (9 ) und
Gemeindewirtschastl . Ver . 2 (Demokraten 1 , Uberpart . 2).

In Zell i . W . erhalten bei der Gemeinderatswahl Sitze :
Zentrum 3, Sozialdemokraten 1 , Kommunisten 1 , Vereinigte
Rechtsparteien 1 , Gemeindewirtschaftliche Vereinigung 1 und
Industrie - und Staatspartei 1 .

Wegen zahlreicher Verstöße und nachgewiesenen Unregel -
Mäßigkeiten wurde der Wahlanfechtungsklage der HeffelhurstcrWähler (Amt Kehl ) stattgegeben und die Gemeindewahl fürungültig erklärt .

Dem Einspruch der Anfechtungsklage von Rheinbischofsheimwurde insofern stattgegeben , als ein Name in der Liste der
Gemeindeverordneten für ungültig erklärt wurde ; im
übrigen wurde die Wahl als gültig erklärt . Der Antragstellerhat ein Fünftel der Kosten zu tragen .

Um die Gemeindesteuern
In Tauberbischofsheim hat der Bürgerausschuß in seinerersten Sitzung nach den Wahlen mit 35 gegen 29 Stimmender Einführung der Bürgersteuer zugestimmt , ebenso der Er -

Weiterung der Spar - und Waisenkasse Tauberbischofsheim zueiner Bezirkssparkasse .
In der ersten Sitzung des neugewählten Pforzheimer Bür -

gerausschusses wurde am Freitagabend die Einführung der
Bürgersteuer mit 63 Stimmen (der Linken und Nationalsozia -
listen ) gegen 33 Stimmen bei 5 Enthaltungen abgelehnt .

Infolge des erhöhten Fürsorgeaufwandes wird der Vor -
anschlag 1939 der Stadt Durlach voraussichtlich um 159 999
Reichsmark überschritten werden . Der Stadtrat hatte sich in
seiner ersten Sitzung nach ver Neuwahl mit der Deckung und
Ausgleichung des Etats zu befassen . Er lehnte sowohl die Ein -
sührung der Bürgersteuer wie auch die Erhöhung der Ge -
meindebiersteuer ab , so daß zur Deckung nur noch die Er -
höhung der Gemeindeumlage übrig bleibt . Es wurde zunächstbeschlossen, eine nochmalige Prüfung des gesamten Voran -
schlags durch eine Kommission vornehmen zu lassen .

In Gaggenau war mit der Wahl des Gemeinderats , überderen Ergebnis bereits berichtet wurde , zugleich auch eine Bür -
gerausschußsitzung verbunden . Dabei kam es zu heftigen Aus -
einanderfetzungen , während Bürgermeister Schneider über die
Gemeindeverhältnisse berichtete . Am Schluß verließ die Klein -
bürgerpartei geschlossen den Sitzungssaal . Dann wurde überdie Einführung der Bürgersteuer abgestimmt , die mit 42 gegen14 Stimmen genehmigt wurde .

In Stetten (Amt Waldshut ) stimmte die Gemeindeversamni -
lung dem Voranschlag für 1939/31 zu . Außerdem mußte die
Einführung der Gemeindebiersteuer beschlossen werden , da die
Umlage sonst nicht zur Deckung des Fehlbetrages ausgereicht
hätte . — In Nöggenschwiel (Amt Waldshut ) wurde zum Aus -
gleich des Fehlbetrags für 1939/31 die Einführung der Bürger »
steuer beschlossen.

Set t >cyecyi>cye .
nes Amtes enthoben , weil er den Zeitungen Interviews über

:n zwei Hinrichtungen in der Tschechoslowakei gegeben
und sich dabei über seine Funktion in unziemlicher Weise ge-
äußert hatte . Er schilderte die letzten Augenblicke eines Mör -
ders lebhaft und erzählte , er habe 399 Ansichtskarten und zahl ,
reiche Auwgramme für Damen unterschreiben müssen und
Aber 6999 Heiratsanträge erhalten .

Der an der Südküste der japanischen Insel Awadschi in
dichtem Nebel aufgelaufene deutsche Dampfer „Schlesien " ist
wieder flott und fährt mit eigener Kraft nach Osaka , um dort
Ku docken.

ikurze Nachrichten aus Kaden
Immer wieder die Bahnschranke

Am Freitagabend nach 18 Uhr ist der Vortragsreisende Ro -bert Kammermann von Basel mit seinem mit zwei Personenbesetzten Personenkraftwagen in die geschlossene und ord »nungsmäßig beleuchtete Wegschranke der Wartstation 378d derHauptbahn bei Eimeldingen gefahren . Das Auto wurde durcheinen zur gleichen Zeit durchfahrenden Güterzug zum Teil zu -fammengedrückt . Der Zug war vom Schrankenwärter gestelltworden , konnte aber nicht mehr rechtzeitig genug zum Haltengebracht werden . Die Insassen des Autos blieben glücklicher-weise unverletzt .
Es ist dies im Bezirk der Reichsbahndirektion Karlsruhe imlaufenden Jahre der 41. Fall , daß Kraftfahrer durch unvor -sichtiges Fahren Wegschranken durchbrachen und neben ihremLeben auch das Mitfahrender aufs Spiel fetzten.
DZ . Mannheim , 13. Dez . Eine sehr geachtete und popu -läre Mannheimer Persönlichkeit , der Fabrikant FerdinandSchlimm , ist im 58. Lebensjahre verschieden .

' Er hat sich alsKommandant große Verdienste um die hiesige FreiwilligeFeuerwehr erworben und gehörte von 1928 bis 1939 als Mit -glied der Deutschen Volkspartei auch dem Bürgerausschutz an .
DZ . Waldshut , 13. Dez . Der im Untersuchungsgefängnisin Waldshut seit Wochen inhaftierte Dienstknecht KonradBaumgarten aus Schwarzabruck hat gestanden , in der Nachtzum 29 . Oktober dieses Jahres den Brand gelegt zu haben ,dem die Anwesen des Edwin Bcrnauer und Adolf Morath inHausen (Amt Waldshut ) zum Opfer gefallen sind . Als Grundzur Tat nimmt man Rache im Jähzorn an .
WTB . Konstanz , 12. Dez . Das Erweiterte Schöffengerichtverurteilte den 1992 in Freiburg i . Br . geborenen HeinrichJosef Bergmann , der zuletzt im Bezirk Uberlingen als Leh -rer angestellt war , wegen Sittlichkeitsvergehens in 39 Fällenzu einer Gefängnisstrafe von 8 Jahren ; in zwei Fällen er -

folgte Freispruch . Der Staatsanwalt hatte 5 Jahre Zucht -Haus beantragt . Bergmann hatte sich in seiner Eigenschaftals Leiter einer Ouickborngruppe , als Lehrer der Odenwald -
schule sowie als Schullehrer au Knaben und Mädchen in
zahlreichen Fällen vergangen . Der Angeklagte war voll ge-
ständig .

Dandel und MirtsckM
Die Karlsruher Lebensversicherung a. G. teilt uns hinterBezugnahme auf eine kürzliche Bekanntmachung der Städt .Sparkasse Karlsruhe mit , dah auch sie nicht beabsichtige , ihreAufwertungshypotheken auf 31 . Dezember 1931 zu kündigen ,soweit nicht die dingliche Sicherheit , z. B . durch Rangverlust ,gefährdet ist , oder die Zinsen nicht pünktlich gezahlt werden .Nur ganz kleine Hypotheken (unter 2999 Reichsmark ) werdenaus Gründen der Ersparnis von Verwaltungskosten allgemeingekündigt .
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smmsanzelger
Aus der Landeshauptstadt

Der Weihnachtsbaum auf dem Räthausbalkon . Auch in der
diesjährigen Weihnachts - und Neujahrszeit wird ein elektrisch
beleuchteter Christbaum in der Loggia des Rathauses aufge -
stellt werden . — Die ersten Christbäume sind nun in großer
Zahl auf den Markt gekommen . Man könnte aber nicht sa -
gen , daß das Geschäft einen vielversprechenden Anfang ge-
nommen hat . Auch ein Zeichen der Zeit .

Billigerer Gaskoks . Der Karlsruher Stadtrat hat beschlossen,aus den Beständen des Gaswerks eine größere Menge Gas -
koks für Hausbrand zu einem verbilligten Sonderpreis von1 Wi für einen Zentner dem Fürsorgeamt , ver Notgemein -
schaft und anderen Wohlfahrtsorganisationen zur Verfügung
zu stellen . .

Badisches Landestheater . In der am Sonntag , dem 14. De -
zember , als Nachmittagsvorstellung für auswärtige Sonder -
mieter in Szene gehenden komischen Oper „Zar und Zimmer -
mann " von Lortzing singt Lotte Fischbach die Partie der
„Marie " . — In der Abendvorstellung von Mascagnis „ Caval -
leria rusticana " desselben Tages wird Ellen Winter die Partieder „Lola " singen . — Der Ausstattungsleiter des BadischenLandestheaters , Torsten Hecht, wurde von der Leitung der
finnischen Staatsoper Helsingfors aufgefordert , anläßlich der
skandinavischen Erstausführung der Oper „ Ariadne " von Ri -
chard Strauß die Ausstattung zu schaffen .

Colosseumtheater . Die Direktion hat durch die Verpflich -
tung von Kapitän Winstons tauchenden Wafserlöwen und
Nymphen wiederum eine Sensation zu verzeichnen . Man mußselbst gesehen haben , wie diese gelehrigen Tiere in ihrem ur -
eigensten Element , also unter Wasser . Kunststücke vollbringen .Diese braunen Flossenkünstler sind Lieblinge des Publikumsgeworden . Die weiterhin in diesem Programm zur Vorfüh -
rung gelangenden 8 Varietenummern sind ebenfalls Spitzen -
leistungen . Vor allem die Eltern können mit dem Besuchihren Kindern eine große Freude machen . Am Sonntag , den14 . Dezember , findet ebenfalls die beliebte Nachmittagsvorstel -
lung um halb 4 Uhr mit vollständig ungekürztem Abendpro -
gramm statt , und ist den Eltern hier am besten Gelegenheitgeboten , ihren Lieblingen die braunen Flossengeschöpfe zuzeigen .

Wetterbericht der Badischen Landeswetterwarte , Karlsruhe .
Ozeanische Luft hat jetzt unser Gebiet ersaßt und gestern nach -
mittag in tiefen Lagen zunächst Schneefall , später Regen ge-
bracht , doch ist es allgemein etwas milder geworden . UnsereWitterung wird in nächster Zeit durch die auf der Vorderseiteeiner nordwesteuropäischen Zyklone nach Deutschland strö -mende ozeanische Warmluft bestimmt werden . — Boraussage :Starke und in der Höhe stürmische Westwinde , meist wolkig ,zeitweise Regen und mild . Niederschläge auch im Gebirge ,vorübergehend Regen .

Wasserstände : Waldshut 256 (unverändert ) , Basel 68—1 ,Schusterinsel 123—3, Kehl 272—6, Maxau 450—12 , Mann¬heim 378—3, Caub über 200 Zentimeter .

Der Lotterie .
Stadtgemeinde Sinsheim wurde die Erlaubnis zu «

Veranstaltung einer Sachlotterie erteilt .
Karlsruhe , den 11. Dezember 1930.

Der Minister des Innern
_ I . V . : Weitzel

personeller Teil
Ernennungen , Versetzungen, Zurruhesetzungen usw.

der planmäßigen Beamten
Aus dem Bereich des Ministeriums der Justiz

Ernannt :
Erster Staatsanwalt Dr . Ernst Pfeifer in Karlsruhe zumLandgerichtsrat daselbst , Amtsgerichtsrat Dr. Friedrich Eschen-auer in Freiburg zum Ersten Staatsanwalt in Karlsruhe ,Staatsanwalt Dr . Hermann Trunk in Mannheim zum Amts ,

gerichtsrat daselbst , Staatsanwalt Wilhelm Haas in Mann -
heim zum Amtsgerichtsrat in Engen , die JustizpraktikantenEmil Kolb beim Justizministerium , Joses Bethäuser undWalter Stauder beim Amtsgericht Mannheim . Oskar Auerbeim Amtsgericht Villingen , Josef Mader beim AmtsgerichtLörrach . Robert Kußmaul beim Amtsgericht Mannheim ,Paula Jetter beim Amtsgericht Karlsruhe , Paul Plötfcherbeim Amtsgericht Mannheim und Adolf Beck beim Amtsge -
richt ©ttenheini zu Justizobersekretären .

Versetzt :
Amtsgerichtsrat Erwin Mohr in Engen nach Freiburg .

Übertritt in den Ruhestand kraft Gesetzes :
Justizoberinspektor Otto Schiel beim Amtsgericht Freiburgauf 1. Februar 1931 , Obergerichtsvollzieher Gustav Kramerbeim Amtsgericht Tauberbischofsheim auf 1 März 1931.

Entlassen auf Ansuchen :
Landgerichtsrat Dr. Wilhelm Hörst in Karlsruhe .

Gestorben :
Landgerichtsrat Hugo Weiher in Karlsruhe .

Geschäftliches
Diesel - Lastwagen und -Omnibus

Der erste Dieselmotor in der Welt entstand in der M .A .N.
(Maschinenfabrik Augsburg -Nürnberg AG .) , in deren Augs -
burger Werk in den Jahren 1893—97. Seitdem ist die Ge »
sellschaft führend im Dieselmotorenbau . Die größten Diesel -
anlagen der Welt stammen von der M .A .N . , die in ständiger
Weiterentwicklung des Dieselprinzips auch die ersten Diesel -
Lastwagen und -Omnibusse geliefert hat . Jetzt bringt sie nach
eingehenden Erfahrungen Diesel -Lastwagen - und -Omnibusse
heraus , die mit dem neuen und zur Zeit stärksten Fahrzeug -
diesel , 100 PS , Sechszylinder , ausgerüstet sind.

Der Dieselmotor hat , abgesehen von rein technischen Vor -
zügen , gegenüber Benzinbetrieb — größerer Fahrbereich , bes»
seres Durchziehen , auch bei niederen Drehzahlen , größere Be -
schleunigung — , den großen wirtschaftlichen Vorteil , daß er
an sich weniger Brennstoff verbraucht und daß Dieselbrenn -
stoffe nur einen Bruchteil des Benzinpreises kosten. Auch ge-



währen die Versicherungsgesellschaftenwegen der Gefahrlosig¬
keit der Gasöle Erleichterungen . ,Die Brennstoffkosten betragen zum Beispiel bei einem
10 - Tonnen °100- k>S -M .A .N . -Diesellastzug für 100 Kilometer
nur 5,45 3tn , entsprechend einem Verbrauch von 42 Litern ,
einem Wert , der keinem Paradeversuch, sondern der Praxis
entstammt . Ein Vergleich mit Benzinbetrieb , der in diesem
Falle 23,40 3M erfordern würde, beweist schlagend , daß allein
die Brennstoffersparnisse mit M .A .N .-Dieselwagen jährlich in
die Tausende gehen. Für reine Verkehrsunternehmen , wie
z. B . Omnibusgesellschaften, ist die Einführung des Fahrzeug -
diesels natürlich von noch größerer Bedeutung . Die Berliner
Verkehisgesellschaft. die sich bekanntlich eingehend mit der Ein -
führung des Fahrzeugdiesels beschäftigt , verwendet jetzt auch
den neuen lOO-k'L-M .A .N .-Fahrzeugdiesel . Damit verfügt die
BVG . über den zur Zeit stärksten Dieselomnibus .

Ausführliche Beschreibung und Einzelheiten enthält die
neue M .A .N . -Dieseldruckschrift , die von M .A .N . -Büros , -Ver-
tretungen oder von/ Werk Nürnberg gern und kostenlos abge-
geben wird.

BadifcheS Landestheater Karlsruhe
Spielplan vom 13. bis 22 . Dezember 1930 . -

Im LandeStheater :
Dienstag , 16. Dez. * E 11 . Th . -Gem . 501—600, 701—800

und 1501—1550 . Der Kaufmann von Venedig. Lustspiel
von Shakespeare. 20—22.15 (5,—) .

Mittwoch, 17. Dez . Sondervorstellung : Der lustige Krieg.
Operette von Johann Strauß . 20—23 (? ,—) .

Donnerstag , 18. Dez. * D 11 (Donnerstagmiete ) : Zar und
Zimmermann . Komische Oper von Lortzing. 19 .30—22 .15
(7 .- ).

Freitag , 19 . Dez. * F 11 (Freitagmiete ). Th . -Gem . 3 3 . S . -Gr .,
1 . Hälfte , und 801—9CK). Das Lamm des Armen. Tra -
gikomödie von Stefan Zweig . 20—22 .30 (5,— ) .

Samstag , 20. Dez. Nachmittags : Der große Christoph. Weih-
nachtsmärchen von Ulrich von der Trenck . 15—17 (3,— ) .
Abends : * G 11 . Th .-Gem . 1 . S . -Gr . Die Nibelungen

III . Abteilung. Trauerspiel von Hebbel. 19 .30 bis gegen22.30 (5,—) .
Sonntag , 21 . Dez. Nachmittags : 5 . Vorstellung der Sonder -

miete für Auswärtige : Der große Christoph. Weihnachts-
Märchen von Ulrich von der Trenck . 15,15— 17,15 (3,—).Abends : 5 C 11 . Th .-Gem. 401—500 und 601—700.Carmen. Oper von Bizet. 19.30—22 .30 (8,—) .

Montag » 22. Dez . Volksbühne: Dezembervorstellung. Die
Nibelungen III . Abteilung. Trauerspiel von Hebbel. Lg
bis gegen 23 ( 5,— ) .

Der IV . Rang ist für den allgemeinen Verkauf freigehalten.
Im Städtischen Konzerthaus :

Dez . ch Meine Schwester und ich. 19.30—22 .15Sonntag , 21.
(3,50).

In der Städtischen Festhalle:
Montag , 15. Dez. Th . -Gem. 1001—1500 und 3. S .-Gr .,1 . Hälfte . 1 . volkstümliches Konzert. Solisten : Gertrud

Meiling. Ottomar Voigt. 20 bis gegen 22 (2,— ) .

X WIN5CHERMANN ° Kohlengroßhandlung Stephanienstr . 94
Tel . 815 , 816 , 817

\ oo

mjk
Cd o * c

« fi
°

,O0 ° 9

81 . 151. Karlsruhe . Uber
das Vermögen der Josef
Blumenstetter Witwe, To-
sie geb . Nußberger hier,
Steinstr . 21 , wurde heute
nachmittag 5 Uhr Konkurs
eröffnet . Konkursverwal -
ter ist Johann Rist, Kauf-
mann hier, Hans -Thoma -
Str . 5 . Konkursforderun -
gen sind bis zum 31 . Ja -
nuar 1931 beim Gerichte
anzumelden . Termin zur
Wahl eines Verwalters ,
eines Gläubigerausschus -
ses , zur Entschließung
über die in 8 132 der Kon-
kursordnung bezeichneten
Gegenstände ist am : Frei -
tag , den 9 . Januar 1931 ,
vormittags 11 Uhr, und
zur Prüfung der ange-
meldeten Forderungen am :
Freitag , den 13. Februar
1931, vormittags 1134 Uhr,
vor dem Amtsgericht Karls -
ruhe , Akademiestraße 8,3. Stock , Zimmer Nr . 253 .
Wer Gegenstände der Kon-
kursmasse besitzt oder zur
Masse etwas schuldet , darf
nichts mehr an den Ge-
meinschuldner leisten. Der
Besitz der Sache und ein
Anspruch auf abgesonderte
Befriedigung daraus ist
dem Konkursvirwalter bis
31 . Januar 1931 anzuzei -
gen . Karlsruhe , den 11 .
Dezember 1930 . Geschäfts-
stelle des Amtsgerichts
A I .

Ihr Weihnachtsgeschenk
muß gefallen , ej darf nützlich sein und soll Qualität zei¬

gen , ej braucht nicht teuer zu sein . - fllle diese Eigen¬
schaften finden Sie In meiner reichen ftujwahl an

Geschenk - Brtlkeln vereinigt . Prüfen Siel

Porzellan , <3 las, Kristall, Bronzen , Marmor , Majolika
Fayencen , Schirme, Reiseartikel , Lederwaren , Da¬
mentaschen , Schmuck, Fächer , Haushaltartikel
Tisch -Ständerlampen,Teewagen , Schleiflack¬

möbel usw. ftlle bevorzugten Parfümerien
des In- und Auslandes

Necs. Sagdvevpachtunsen
Die meisten badischen Jäger sind abonniert auf „Der Deutsche Jäger ",München (älteste deutsche Jagdzeitschrift», offizielles Organ des Badische »
BundesDeutscherJäger , Karlsruhe und seiner Bezirksgruppen Wertheim»
Tauberbischofsheim, Buchen, Osterburken, Heidelberg, Mannheim , Bruch-
sal, Pforzheim, Karlsruhe , Rastatt , Baden -Baden . Kehl-Osfenburg, Kinzig-
tal , Lahr, Freiburg , Waldshut , Donaueschingen, Lörrach und Konstanz:
Also das geeignete Ankündigungsorgan für Jagd , und Fischereiver-
Pachtungen. Probenummer kostenlos . Anschrift: Verlag „Der Deutsch«Jäger " F . C . Mayer G .m.b.H ., München C2 . K .19S
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Praktische
und

preiswerte
Geschenke

Beachten
Sie

meine
Auslagen

K .793

res - aes'
nur Kaiserstr . 247 am Kaiserplatz
R atenkaufabkommen

9reisMrteQualitätsmöbel
jeder Art bei K -737

r — TT Gm Xttdolff . Karlsruhe i. B.
abkommen <früh - Mark gräfl . Palais ) seit 1929 nur noch

SteinstraBe 23 . Telephon Nr. 1216

Zum mögl. sofortigen Eintritt suchen wir einen
jüngeren , im allgemeinen Gemeindeverwaltungsdienstund Grundbuchwesen eingearbeiteten und auch selb-
ständig arbeitenden

Sensaltungsbeamten ( als MnWM ) .
Kennntisse in Sozialversicherung und Fürsorgewesen
sind erforderlich. Geeignete Bewerber , im Alter von
LI bis 2b Jahren , wollen sich unter Anschlich ihres
Befähigungsnachweises alsbald hier melden. Anstel-
lung vorerst auf einige Monate für den zur Zeit er-
krankten Grundbuchratschreiber. Vergütung erfolgt
nach Leistungen ; Ansprüche wollen angegeben werden.

K a n d e r n, den 11 . Dezember 1930.
Der Bemeinderat :

Matter , Bürgermeister .

Arteil
In Strafsache gegen Jakob Eugen Krummich, Kauf-

manu und Geschäftsführer aus Karlsruhe wegen Be-
leidigung des Badischen Landtags .

Das Schwurgericht in Karlsruhe hat in der Sitzungvom 8. September 1930 für Recht erkannt :
Der Angeklagte Jakob Eugen Krummich aus Karls -

ruhe wird wegen öffentlicher durch Druckschriften ver-

übter Beleidigung des Badischen Landtags zur Geld-
strafe von

fünfhundert Reichsmark,
im Falle der Unbeibringlichkeit zur Gefängnisstrafe
von 50 Tagen , und zu den Kosten des Verfahrens
verurteilt .

Dem Badischen Landtag wird die Befugnis zuge-
sprachen , den verfügenden Teil des Urteils auf Kostendes Schuldigen durch je einmalige Einrückung im
„Führer " und in der „Karlsruher Zeitung " innerhalbeines Monats von Rechtskraft des Urteils an öffent-
lich bekanntzumachen.

Die beschlagnahmten Stücke des Flugblattes zu der
Protestkundgebung vom 17. Januar 1930 werden ein¬
gezogen . SJt.154

Das Urteil , dessen Abschrift hierdurch als richtig be -
glaubigt wird , ist vollstreckbar .

Die Rechtskraft ist am 25 . November 1930 durch
Zurücknahme der vom Verurteilten eingelegten Revi-
sion, eingekommen beim Reichsgericht an diesem Tage ,eingetreten .

Die Tat wurde im Bezirk des Amtsgerichts Karls -
ruhe verübt.

Karlsruhe , den 2 . Dezember 1930 .
Der Urkundsbeamte der Geschäftsstelle der

I . Strafkammer des Landgerichts:
A m e l a n g.

Misches LandestheM
Sonntag , den 14 . Dez. 1930

Nachmittags
4. Vorstellung der Sonder -

miete für Auswärtige

Zar und Nnmemm
Komische Oper von Lortzing

Dirigent : Krips
Regie : Pruscha
Mitwirkende :

Fischbach , Haberkorn,
Hospach . Kalnbach, Kiefer,
Nentwig,Ritschl,Schoepflin,

Schuster, Kilian
Anfang 15 V4 Ende 18
I . Rang u l . Sperrsitz 5

Abends
* B 10. Th .-Gem . 201 —300

(MIeria rujticana
Melodrama von Mascagni

Dirigent : Schwarz
Regie : Pruscha
Mitwirkende :

Haberkorn, Reich - Dörich,Winter , Nentwig, Ritschl
Hierauf

Drama von Leoncavallo
Dirigent : Schwarz

Regie : Pruscha
Mitwirkende :

Blank. Hospach , Kiefer,
Löser . Oerner . Zilken

Anfang 19 '/, Ende 22
Preise D (1—8

Montag , den 15. Dez . 1930
Volksbühne

Dezembervorstellung

Ein
Die Nibelungen
deutsches Trauerspiel

von Hebbel
Regie : Baumbach
Dritte Abteilung

Mitwirkende :
Bertram , Frauendorfer ,

Genter , Schreiner, Brand ,
Dahlen , Gemmecke . Graf ,
Herz, Hierl , Höcker. Just ,O . Kienscherf , Kloeble ,
Kühne, Mehner, Prüter ,
Schulze, V. d. Trenck, H.
Kienscherf, Luther, Schmitt
Anfang 19*/, . Ende geg .221/,

Preise A (0,70—5 m )
Der IV . Rang ist für den
allgem .Verkauf freigehalten
Dte -16 .12. Der Kaufmann
von Venedig. Mi . 17. 12.
Der lustige Krieg. Do .18.12.
Zar und Zimmermann .
Fr . 19. 12 . DaS Lamm des
Armen . Sa . 20. 12. Nachm .:
Der grohe Christoph- Abds.:
Die Nibelungen IIIAbtlg -
So - 21 . 12. Nachm . : Der
große Christoph. Abends :
Carmen . Im Konzerthaus :
Meine Schwester und ich .
Mo . 22 . 12. Die Nibe-
lungen III . Abteilung.

Sonntag , den 14. Dez. 1930

Operette in zwei Akten u.
einem Vor- und Nachspiel

nach Berr und Verneuil
von Robert Blum

Gesangstexte und Musik
von Ralph Benatzky
Dirigent : Keilberth
Regie : v. d . Trenck

Mitwirkende :
Genter . Jank , Seiberlich,
Seiling , Brand , Graf ,
Kloeble , Kühne, Mehner,
Müller ,Prüter,H .Kienscherf
Anfang 19 ' /, Ende 22 ' /.

I . Parkett 3,50 SM

3n der KM . Festhalte

Montag , den 15. Dez. 1930
Th .- Gem. 1001 —1500 und

III . S .-Gr ., 1 . Hälfte

I. tMstiimWs Konzert
Leitung : Rudolf Schwarz
Solistin : Gertrud Meiling
Jtal . Serenade Hugo Wolf,Arie , aus „ II re pastore "
(Violinsolo: Ottomar Voigt)W. A. Mozart , 3 Lieder:
Klärchenlieder, Wachtel -
schlag, Beethoven. V . Sin¬
fonie C-Moll, Beethoven.
Anfang 20 Ende geg . 22
Saal I . Abteilung 2

Lahr . R.1S2
Güterrechtsregister Lahr

III Seite 70 : Georg Gilg,
Fabrikant in Friesenheim.Dora geb . Haferkorn . Ehe«
vertrag vom 15. April 1930j.
Gütertrennung .

Lahr , 9. Dez. 1930 .
Amtsgericht!

Ettlingen . R.1S3
Güterrechtsregisterein -

trag Band II Seite 112:
Bogel Artur , Bäckermei¬
ster in Ettlingen und So -
sie geb. Zepf. Vertrag vom
6. Oktober 1930 : Güter -
trennung . Ettlingen , den
10. Dez. 1930 . Amtsgericht.

irifAVATTIJS

MlltCHAItl»
Druck G. Braun , Karlsruhe .
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